
Jetzt (bis 27.3.2006) 50€ auf das Treuhandkonto zahlen
Durch jeden Teilnehmer mehr wird in der Öffentlichkeit deutlich, daß wir Studiengebühren ablehnen. 

Bisher haben noch längst nicht alle Leute an die Uni gezahlt, es ist noch möglich 
das Quorum zu erreichen, deshalb beteilige auch Du Dich am Boykott.

Alle relevanten Infos unter www.gebuehrenboykott.de

Ve r w a l t u n g s g e b ü h r e n b o y k o t t

Treffen der Fachschafträtekonferenz-AG
Verwaltungsgebührenboykott

jeden Dienstag, 20.00 Uhr
im Café Schweinebucht, Philturm, 9. Stock

V.i.S.d.P.: Till Petersen, Fachschaftsrätekonferenz, c/o AStA Uni Hamburg, Von-Melle-Park 5, 20146 Hamburg

Gürtel enger schnallen, länger arbei-
ten, weniger Lohn, weg mit dem
Sozialklimbim und mehr "Eigenan-
teil" bei Krankenversorgung, Rente,
Bildung und Wissenschaft - das sind
die Gebote der Stunde. Das Leben sei
nun mal kein Zuckerschlecken.
Wer Spaß hat, gilt als verdächtig, oder
muß es sich durch Massenentlassung
und private Rekordgewinne auf der
Basis anderer Leute Arbeit redlich
verdient haben (wobei das profithy-
sterische Sektkorkengeknalle frei von
jedem echten Genuß ist).
Für das Studium an der Universität
soll das künftig heißen: Ellenbogen
raus, zack, zack durchs BA/MA-Stu-
dium, inklusive stete Leistungskon-
trolle mit Credit-Points und Modula-
risierung, und eben Studiengebühren
die zur Eile und Bravheit gemahnen.
Rein ins Seminar, raus aus dem Semi-
nar, Referatsgruppe kurzhalten, Mit-
tagessen reinschlingen, Seminartext
überfliegen, zur nächsten Veranstal-
tung hetzen, zu spät beim Job, in der
Bibliothek darben...

Konkurrenz, Isolation und das Hinter-
herhecheln hinter dem fremdgesetz-
ten Zweck der Profitmehrung einiger
weniger sind die wissenschaftsfeind-
lichen Konsequenzen dieser Politik

und Gift für jede Art genußvollen und
gemeinschaftlichen Erkenntnisge-
winns. Das liegt eigentlich auf der
Hand und kann von allen als negativ
erkannt werden.

Eine andere Alltagskultur auch an der
Hochschule ist die dringend anzustre-
bende Alternative. Die Aufmerksam-
keit für die Mitmenschen, der Aus-
tausch über Ärgernisse, Neugier für
andere Möglichkeiten, Muße für die
Diskussion politischer Tagesereignis-
se, schlendern, stehenbleiben, unter-
halten, denken, lachen, lesen, schrei-
ben, Sinne schärfen - das sind zu rea-
lisierende Elemente eines lebendigen
Campus.

Die Studiengebühren zu bekämpfen
ist notwendiger Bestandteil dieser
freudigen Aussicht. Nicht nur, weil
damit ein wesentliches Instrument der
Dekultivierung zurückgewiesen wird,
sondern auch, weil die Beteiligung an
den Aktivitäten selbst ein entschei-
dender Schritt raus aus dem Hamster-
rad ist und in der kritischen und soli-
darischen Reflexion der Horizont der
eigenen Möglichkeiten gemeinsamer
gesellschaftlicher Veränderung
geweitet wird.
So bedeutet die Beteiligung am Boy-

kott der Verwaltungsgebühren: die
Entscheidung für das Nein zum Elend
des Gang und Gebe, die Einsicht, daß
man nicht alleine ist, die Möglichkeit
der Diskussion mit Verwandten und
Freunden über das Ärgernis der
Gebühren, das solidarische Handeln
gegen Verwaltungswillkür und All-
tagsdrangsale, die Überschreitung der
Vereinzelung und die Freude an der
allgemeinen  Nützlichkeit des eige-
nen Tuns.

"Schlage die Trommel und fürchte 
dich nicht,

Und küsse die Marketenderin!
Das ist die ganze Wissenschaft,
Das ist der Bücher tiefster Sinn.

Trommle die Leute aus dem Schlaf,
Trommle Reveille mit Jugendkraft,
Marschiere trommelnd immer voran,
Das ist die ganze Wissenschaft."
H. Heine, Doktrin

Auch Hochschule darf Spaß machen.
Der Boykott der Verwaltungsgebüh-
ren gehört dazu.

Spaßkultur
"Die Bildung der 5 Sinne ist eine Arbeit der ganzen bisherigen Weltgeschichte. Der unter dem rohen praktischen Bedürf-
nis befangene Sinn hat auch nur einen bornierten Sinn. [...] Der sorgenvolle, bedürftige Mensch hat keinen Sinn für das
schönste Schauspiel; der Mineralienkrämer sieht nur den merkantilischen Wert, aber nicht die Schönheit und eigentüm-
liche Natur des Minerals; er hat keinen mineralogischen Sinn; also die Vergegenständlichung des menschlichen Wesens,
sowohl in theoretischer als praktischer Hinsicht, gehört dazu, sowohl um die Sinne des Menschen menschlich zu machen
als um für den ganzen Reichtum des menschlichen und natürlichen Wesens entsprechenden menschlichen Sinn zu schaffen."
K. Marx, Ökonomisch-philosophische Manuskripte, 1844, MEW 40, S.542.

b.w. ->



Zentrum gegen Studierende? 
Warum die Teilnehmer des Verwaltungsgebührenboykotts nicht exmatrikuliert werden 
 
Die Beteiligten an dem Verwaltungsgebührenboykott, die bereits sowohl 50 Euro auf das Treuhandkonto, als 
auch den Restbetrag an die Universität  überwiesen haben, erhielten am 3. März 2006 einen Brief vom 
„Zentrum für Studierende“. Hierin heißt es unter anderem, daß das Zentrum gemäß Hochschulgesetz dazu 
verpflichtet sei, die Studierenden darüber zu informieren, daß ihnen die Exmatrikulation drohe, falls sie nicht 
bis zum 31. März weitere 50 Euro an die Universität überweisen. Das ist falsch! Hier wird unter dem 
Deckmäntelchen der Informationspflicht gezielt gegen den Boykott der Verwaltungsgebühren demobilisiert. 
Das Zentrum für Studierende handelt hier, im offensichtlichen vorauseilendem Gehorsam gegenüber dem 
Rechtssenat, gegen die Studierenden. 
 
Zur Klarstellung: Sinn des kollektiven Boykotts ist es ja gerade, die Immatrikulation aller Studierenden 
durchzusetzen, ohne daß sie die Verwaltungsgebühr bezahlen müssen. Entscheidendes Instrument ist hierbei 
das Treuhandkonto, das es ermöglicht, solidarisch unser gemeinsames Interesse an der Beseitigung aller 
bestehenden Studiengebühren und der Verhinderung allgemeiner Gebühren durchzusetzen.  
 
Das funktioniert wie folgt: 
Durch die Einrichtung des Treuhandkontos, auf das alle, die am Boykott teilnehmen, den 
Verwaltungsgebührenbetrag überweisen, wissen stets alle, wie viele sich beteiligen. Nun gibt es zwei 
Möglichkeiten. 
1.) Im schlechteren Fall erreichen wir das uns selbst gesetzte Quorum von 13.000 Boykottierern nicht. In 
diesem Fall werden die Verwaltungskostenbeträge von allen Beteiligten unter Angabe der Namen und 
Matrikelnummern am 27. März an die Universität überwiesen. Alle hätten dann regulär bezahlt, sind 
dementsprechend weiterhin immatrikuliert und um die verbreitungswürdige Erkenntnis reicher, daß der 
Boykott nicht wehtut. Es folgt ein weiterer Versuch im nächsten Semester. 
2.) Im besseren Fall beteiligen sich 13.000 oder mehr Studierende an dem Boykott. Dann wird das Geld nicht 
an die Universität überwiesen. Nun tritt eine neue politische Situation ein: Die Stadt Hamburg kann sich 
sowohl aus politischen als auch aus ökonomischen Gründen den Verlust von einem Drittel aller 
Universitätsstudierenden nicht leisten, eine Exmatrikulation der Boykottierer kommt dementsprechend nicht 
in Frage. Selbst der Hamburger Senat hat von der Unternehmensberatung McKinsey (des 
Gesellschaftskritischen gänzlich unverdächtig) aufwendig einen weiter steigenden Akademikerbedarf 
feststellen lassen müssen. Die Universität wird also keineswegs eine Exmatrikulation aussprechen, sondern 
die Lösung des Problems als politische Frage an den Hamburger Senat weitergeben. Der wird toben, drohen, 
skandalisieren und denunzieren können, doch letztendlich wird ihm nichts anderes bleiben, als die 
Boykottierer auch ohne Zahlung der Verwaltungsgebühren studieren zu lassen. 
In keinem der beiden Fälle, ob sich nun viele oder doch nicht genug beteiligen, droht irgendwem wegen des 
Boykotts die Exmatrikulation. Das wissen auch die KollegInnen im Zentrum für Studierende. 
 
Statt also - was eine bemerkenswerte Leistung ist - Studierenden schon vor Ablauf einer Zahlfrist eine 
Mahnung inklusive Drohungen zu schicken, sollte sich das Zentrum für Studierende seines Namens wieder 
besinnen: Die Studierenden haben in einer Urabstimmung im letzten Jahr zu 95% ihre Ablehnung jeglicher 
Art von Studiengebühren zum Ausdruck gebracht, eine Unterstützung im Kampf gegen das Bezahlstudium 
auch durch die Verwaltung ist hier mehr als angebracht. 
Im Rahmen der Informationspflicht könnte das Zentrum zum Beispiel den Beschluß des Akademischen 
Senats vom 19. Januar 2006 an alle Studierenden versenden. Das höchste Selbstverwaltungsgremium der 
Universität hatte dort befunden: 
“Der Akademische Senat der Universität Hamburg bekräftigt angesichts des Senats-Entwurfs für ein 
“Studienfinanzierungsgesetz” seine mehrfach beschlossene Ablehnung von Studiengebühren. 
Der Akademische Senat fordert daher den politischen Senat auf, den Entwurf zurückzunehmen, die 
Privatisierung von Bildungskosten zu beenden und den Weg einer bedarfsgerechten, öffentlichen 
Finanzierung der Bildungseinrichtungen und des Lernens einzuschlagen.” 
 
Diesen Beschluß sollten die Studierenden als Ermunterung betrachten und sich gegen die 
Einschüchterungsversuche am Boykott beteiligen. Es gibt nichts zu verlieren, aber ein gebührenfreies 
Studium und die Erekenntnis erfolgreichen Widerstands zu gewinnen. 
Kontodaten, Newsletter und weitere Infos siehe: www.gebuehrenboykott.de 
 

-> bitte wenden! 


